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– In Deutschland ist es schlecht um die ökologi-
sche und soziale Nachhaltigkeit bestellt. Beide 
gehören zu den insgesamt vier Zielen des Neuen 
Magischen Vierecks der Wirtschaftspolitik. 

– Bei der ökologischen Nachhaltigkeit hat 
Deutschland keines seiner Ziele erreicht. Be-
sonders die Treibhausgasemissionen sind nicht 
stark genug gesunken. Auch bei der sozialen 
Nachhaltigkeit wurde kein Ziel erreicht: Vor al-
lem die Armutsquote und die Ungleichheit sind 
weiterhin zu hoch.

– Besser steht es um den materiellen Wohlstand und 
die Nachhaltigkeit der Staatstätigkeit und -finan-
zen: Deutschland hatte ein kräftiges binnen  markt-
gestütztes Wirtschaftswachstum und eine Rekord-
beschäftigungsquote. Die deutschen Leistungs-
bilanzüberschüsse sind aber weiterhin zu hoch. 

– Der Staatshaushalt ist im Überschuss und die 
Ziele zum staatlichen Schuldenabbau wurden 
übererfüllt. Die staatlichen Investitionen bleiben 
aber weiterhin zu gering. 

– Die Bundesregierung sollte besonders bei der 
ökologischen und sozialen Nachhaltigkeit ak-
tiver werden und die staatlichen Investitionen 
steigern. Der Finanzierungsspielraum dafür ist 
reichlich vorhanden.
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WIE NACHHALTIG WIRTSCHAFTET 
DEUTSCHLAND?
In Zeiten des Klimawandels – die vergangenen 
fünf Jahre sind zusammengenommen die wärms-
ten Jahre seit Beginn der Aufzeichnungen (NASA 
2019) – und steigender Einkommensungleichheit 
reicht eine Ausrichtung der Wirtschaftspolitik allein 
auf das Wirtschaftswachstum nicht mehr aus. Ob-
wohl Wachstum ein wichtiges Ziel bleibt, muss die 
Politik stärker auf die ökologische und die soziale 
Nachhaltigkeit sowie die Nachhaltigkeit der Staats-
tätigkeit achten. Denn obwohl sich Wachstum und 
Beschäftigung in Deutschland in den vergangenen 
zehn Jahren gut entwickelt haben, ist die ökologi-
sche und soziale Bilanz durchwachsen.

Das zeigt die hier vorliegende Auswertung der 
vier Nachhaltigkeitsdimensionen des „Neuen Magi-
schen Vierecks der Wirtschaftspolitik“ (Dullien und 
van Treeck 2012, Dullien 2015 und 2017, Lindner 
2017). Mit diesem werden die ökologische Nachhal-
tigkeit, die ökonomische Nachhaltigkeit, die Nach-
haltigkeit der Staatstätigkeit und der Staatsfinanzen 
sowie die soziale Nachhaltigkeit erfasst (Details 
siehe Infobox 1). Das Scoreboard des Neuen Magi-
schen Vierecks gibt einen Überblick über die Ziele 
und die Entwicklung der vier Nachhaltigkeitsdimen-
sionen (Tabelle 1).

Besonders kritisch ist die Lage der „ökologi-
schen Nachhaltigkeit“: Die deutschen Treibhaus-

gasemissionen sind zwischen 1990 und 2018 zwar 
um 31 % gefallen. Aber das wird mit hoher Wahr-
scheinlichkeit nicht reichen, die Emissionen bis 
2020 um 40 % gegenüber 1990 zu senken – wie es 
sich die Bundesregierung mit ihren Klimazielen ei-
gentlich vorgenommen hat. Auch die Ziele zum Ab-
bau des Primärenergieverbrauchs, zum Ausbau der 
Erneuerbaren Energien sowie zur Steigerung der 
Biodiversität wurden verfehlt. Positiv ist allerdings, 
dass Emissionen, Energieverbrauch und der Aus-
bau der Erneuerbaren Energien sich trendmäßig in 
die richtige Richtung entwickelt haben.

In der Dimension „soziale Nachhaltigkeit“ wurde 
ebenfalls keines der Ziele erreicht: Die Armutsge-
fährdung stagniert auf hohem Niveau, die Einkom-
mensungleichheit zwischen Gering- und Besserver-
diener ist weiterhin hoch und der Anteil der Schüle-
rInnen, die die Schule nur mit geringen Bildungsab-
schlüssen verlassen, ist immer noch (leicht) höher 
als es sich die Bundesregierung vorgenommen hat.

In den Dimensionen „Nachhaltigkeit der Staat-
stätigkeit und der Staatsfinanzen“ sowie der „öko-
nomischen Nachhaltigkeit“ sind dagegen mehr 
Ziele erreicht worden: Deutschland hat seine Ver-
pflichtungen zum Abbau der Schuldenstandsquo-
te und des staatlichen Defizits deutlich übererfüllt; 
das BIP-Wachstum pro Kopf lag über dem Ziel, und 
auch die Erwerbstätigkeit hat sich sehr gut ent-
wickelt. Besonders positiv ist, dass Deutschlands 
Wirtschaftswachstum in den vergangenen Jahren 

Tabelle 1

Scoreboard 2014-2018

1  Durchschnitt der Jahre 2014-2018.

2 Summe der Jahre 2014-2018.

Tabelle 1: Scoreboard 2014-2018

Ökologische Nachhaltigkeit Zielwert Wert Ziel erfüllt?

Treibhausgasemission in Mio. Tonnen Kohlenstoffdioxidäquivalenten2 4.087 4.494 0
Primärenergieverbrauch in Petajoule 2018 11.983 12.900 100
Anteil der Erneuerbaren Energien am Endenergieverbrauch 2018 16,9% 16,6%
Indikator "Artenvielfalt und Landschaftsqualität" - "Vogelindex" 2015 100 70,3

Materieller Wohlstand und ökonomische Nachhaltigkeit Zielwert Wert

Wachstum BIP pro Kopf in %1 1,25% 1,5% 75
Wachstum privater und öffentlicher Konsum pro Kopf in %1 1,25% 1,25% 25
Erwerbstätigenquote der 20- bis 64-Jährigen 2018, in % 77% 79,9%
Leistungsbilanzsaldo 2018, in % des BIP 6% 7,3%

Nachhaltigkeit der Staatstätigkeit und der Staatsfinanzen1 Zielwert Wert

Struktureller Saldo 2018, in % des potenziellen BIP -0,5% 1,4% 66,66666667
Schuldenstandsquote 2018, in % des BIP (1/20-Regel) 67,9% 61,9% 33,33333333
Nettoinvestitionen in % des BIP1 0,6% 0%

Soziale Nachhaltigkeit Zielwert Wert

Armutsrisikoquote 2018, in % der Bevölkerung 12% 15,5% 0
Verhältnis der Einkommen der reichsten 20 % zu den ärmsten 20 %, 2017 4 5,1 100
Schulabgänger ohne Sek-II-Abschluss oder weitere Ausbildung 2018, in % 10% 10,3%

1 Durchschnitt der Jahre 2014-2018.
2 Summe der Jahre 2014-2018.
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stärker von der Binnenwirtschaft – insbesondere 
vom Konsum der privaten Haushalte – getragen 
wurde. Das hat die Wirtschaftsentwicklung robus-
ter gegen negative Einflüsse aus der Weltwirtschaft 
gemacht. Allerdings hat sich das Wachstum in den 
letzten Quartalen deutlich abgeschwächt, so dass 
davon auszugehen ist, dass die wirtschaftliche Ent-
wicklung sich nicht weiter so gut entwickeln wird 
wie bisher.

Die staatlichen Nettoinvestitionen sind zwar 
leicht gestiegen, blieben allerdings viel zu gering, 
um den jahrelangen Verschleiß der öffentlichen In-

frastruktur auch nur annähernd auszugleichen. Die 
deutschen Leistungsbilanzüberschüsse sind zwar 
in Prozent der Wirtschaftsleistung leicht zurückge-
gangen, ihr hohes Niveau bedroht aber weiterhin 
die ausgewogene Entwicklung der Weltwirtschaft.

Was sind die Bestimmungsgründe für diese Ent-
wicklung? Und welche Möglichkeiten bieten sich 
Deutschland, in Zukunft mehr Ziele des Neuen Ma-
gischen Vierecks zu erreichen und besser miteinan-
der zu vereinbaren? Das soll der vorliegende Report 
klären.

Infobox  1

Das Neue Magische Viereck der Wirtschaftspolitik

Das Neue Magische Viereck legt den Fokus auf 
die Nachhaltigkeit der Wirtschaftspolitik. Nach 
der Definition der Brundtland-Kommission (UN 
1987) ist eine Entwicklung als nachhaltig zu be-
zeichnen, die den Bedürfnissen der jetzigen Ge-
neration dient, ohne die Möglichkeiten künftiger 
Generationen zu gefährden, ihre eigenen Bedürf-
nisse zu befriedigen.

Das Neue Magische Viereck besteht aus vier 
Zielen (Tabelle 2):

– Ökologische Nachhaltigkeit
– Materieller Wohlstand und ökonomische 

Stabilität
– Nachhaltigkeit der Staatstätigkeit und der 

Staatsfinanzen
– Soziale Nachhaltigkeit

Die Ziele des Magischen Vierecks entsprechen 
vielfach den Verpflichtungen, die sich die Bundes-
regierung selbst gegeben hat oder die sie in inter-
nationalen Verträgen eingegangen ist. Einige Ziele 
sind aber durch Dullien, van Treeck und Lindner 
(Dullien und van Treeck 2012, Dullien 2015 und 
2017, Lindner 2017) ergänzt worden. Die genauen 
Ziele und ihre Herleitung werden unten detailliert 
erläutert.

Wie das ursprüngliche magische Viereck der 
Wirtschaftspolitik aus dem Wachstums- und Sta-
bilitätsgesetz von 1967 (Stabilität des Preisniveaus, 
hoher Beschäftigungsstand, außenwirtschaftliches 
Gleichgewicht und stetiges und angemessenes 
Wirtschaftswachstum), können auch die Ziele des 
Neuen Magischen Vierecks zueinander in Konflikt 
geraten: Die Zunahme des ökonomischen Wohl-
stands durch das Wachstum des Bruttoinlands-

Tabelle 2

Dimensionen und Indikatoren des „Neuen Magischen Vierecks“Tabelle 1: Dimensionen und Indikatoren des "Neuen Magischen Vierecks"

Oberziele Ökologische Nachhaltigkeit
Materieller Wohlstand und 
ökonomische Nachhaltigkeit

Nachhaltigkeit der Staats-
tätigkeit und -finanzen Soziale Nachhaltigkeit

► Treibhausgasemissionen ► BIP pro Kopf ► Struktureller Haushaltssaldo ► Armutsrisikoquote (60 % 
     des Medianeinkommens)

► Primärenergieverbrauch ► Private und staatliche 
     Konsumausgaben pro Kopf

► Schuldenquotenabbau 
     nach 1/20-Regel

► Einkommensquintilverhältnis
     (S80/S20)

► Anteil erneuerbarer Energien 
     am Endenergieverbrauch

► Erwerbstätigenquote
      der 20- bis 64-Jährigen

► Staatliche Nettoinvestitionen

► Index "Artenvielfalt und 
      Landschaftsqualität" – 
      "Vogelindex"

► Leistungsbilanzsaldo 
      in % des BIP

Einzel-
indikatoren

► SchulabgängerInnen ohne 
      Sek-II-Abschluss oder 
      weitere Ausbildung
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Infobox  1

produkts (BIP) kann die ökologische Nachhaltigkeit 
beeinträchtigen, etwa durch einen höheren Treib-
hausgasausstoß; hohe Ungleichheit und damit 
eine geringe soziale Nachhaltigkeit kann das Wirt-
schaftswachstum belasten etc.

Gleichzeitig kann es aber auch Komplementa-
ritäten zwischen den einzelnen Zielen geben: Ein 
hohes Wachstum reduziert in der Regel auch die 
Arbeitslosigkeit, erhöht die staatlichen Einnahmen 
und vermindert damit staatliche Defizite und Schul-
den; Investitionen in die Energiewende hin zu einer 
ökologisch nachhaltigeren Wirtschaft können auch 
das Wachstum und die Beschäftigung anregen etc.

Zentral für das Neue Magische Viereck ist, dass 
die vier Komponenten allesamt wichtige gesell-
schaftliche Ziele beinhalten, so dass die jeweilige 
Regierung mögliche Zielkonflikte zwischen ihnen 
genau begründen und abwägen sollte. Im Ideal 
sollten Regierungen darauf hinwirken, diese Ziel-
konflikte durch kluge Politik aufzulösen und mög-
lichst alle Ziele des Magischen Vierecks gleichbe-
rechtigt voranzubringen.

Ökologische Nachhaltigkeit

Das Ziel der „Ökologischen Nachhaltigkeit“ wird 
hier anhand von vier Indikatoren gemessen:

– Emission von Treibhausgasen (bis 2020  
Reduzierung um 40 % relativ zu 1990)

– Primärenergieverbrauch (bis 2020  
Reduzierung um 20 % gegenüber 2008)

– Anteil der Erneuerbaren Energien am  
Endenergieverbrauch  
(bis 2020 Steigerung auf 18 %)

– Index zur Artenvielfalt und Landschaftsqualität 
(„Vogelindex“) (bis 2030 Indexwert von 100)

Die Reduzierung von Treibhausgasemissionen ist 
eine zentrale Herausforderung, um die weitere Erd-
erwärmung zu stoppen. Die Bundesregierung hat 
beschlossen, die deutschen Treibhausgasemissio-
nen im Jahr 2020 gegenüber dem Jahr 1990 um 
40 % zu vermindern. Bis zum Jahr 2050 sollen die 
deutschen Emissionen um 80 bis 95 % gegenüber 
1990 sinken. Damit verfolgt Deutschland ambitio-
niertere Klimaziele als die EU insgesamt. Diese hat 
sich in Paris dazu verpflichtet, ihre Emissionen erst 
bis 2030 um 40 % zu senken.

Der Primärenergieverbrauch ist der Energie-
gehalt aller im Inland eingesetzten Energieträger 
(AG Energiebilanzen 2012). Dazu gehören etwa 
Braun- und Steinkohle, Mineralöl, Erdgas, Kern-, 
Wind- oder Sonnenenergie. Die Bundesregierung 
hat sich dazu verpflichtet, den Primärenergiever-

brauch bis zum Jahr 2020 um 20 % gegenüber 
dem Jahr 2008 zu senken.

Der Anteil der Erneuerbaren Energien am End-
energieverbrauch zeigt an, wie viel die Erneuer-
baren Energien (Solar-, Wind- und Bioenergie, 
Geothermie und Wasserkraft) zum Verbrauch der 
Endenergie beitragen. Bis zum Jahr 2020 hat sich 
die Bundesregierung das Ziel eines Anteils der Er-
neuerbaren Energien am Endenergieverbrauch von 
18 % gesetzt, bis 2050 von 60 %.

Die Biodiversität im Land wird durch den Indi-
kator zur Artenvielfalt und Landschaftsqualität ge-
messen, auch „Vogelindex“ genannt. Da die Anzahl 
der Vogelarten von den biologischen Räumen ab-
hängt, in denen sie leben, bildet dieser Indikator 
mehr ab als nur das eng von ihm Gemessene (Wahl 
et al. 2015).

Materieller Wohlstand und  
ökonomische Stabilität

Das Ziel „Materieller Wohlstand und ökonomi-
sche Stabilität“ wird anhand von vier Indikatoren 
gemessen:

– Wachstum des BIP pro EinwohnerIn  
(Ziel: 1,25 % p. a.)

– Wachstum des staatlichen und privaten  
Konsums pro EinwohnerIn (Ziel: 1,25 % p. a.)

– Erwerbstätigenquote der 20- bis 64-Jährigen 
gemäß Europa 2020-Ziel (77 %)

– Leistungsbilanzsaldo gemäß MIP  
(maximal 6 % des BIP)

Das Wachstum des BIP pro EinwohnerIn misst 
das Wachstum des durchschnittlichen materiel-
len Wohlstands der Gesellschaft. Die privaten und 
staatlichen Konsumausgaben pro EinwohnerIn 
werden als Indikator herangezogen, weil der Kon-
sum die wichtigste Verwendung der Produktion 
darstellt.

Ein weiterer Indikator für den materiellen Wohl-
stand ist die Erwerbstätigenquote. Sie misst den 
Anteil der Erwerbstätigen der 20- bis 64-Jährigen 
als Anteil aller Personen in dieser Altersgruppe. Die 
Bundesregierung hat sich im Rahmen der Europa 
2020-Strategie auf einen Zielwert der Erwerbstäti-
genquote von 77 % festgelegt.

Der vierte Indikator betrifft den Leistungsbilanz-
saldo. Im Rahmen des europäischen „Verfahrens 
zur Vermeidung und Korrektur makroökonomischer 
Ungleichgewichte“ (engl.: Macroconomic Imbalan-
ces Procedure, MIP) haben sich die Mitglieder des 
Euroraums auf einen Maximalwert der Leistungs-
bilanzüberschüsse von 6 % des BIP geeinigt.
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Infobox  1

Nachhaltigkeit der Staatstätigkeit  
und der Staatsfinanzen

Die „Nachhaltigkeit der Staatstätigkeit und 
der Staatsfinanzen“ wird mit drei Indikatoren 
gemessen:

– Struktureller Haushaltssaldo von maximal 
-0,5 % des potenziellen BIP gemäß Fiskalpakt

– Abbau der öffentlichen Schuldenstandsquote 
nach der 1/20-Regel gemäß Stabilitäts- und 
Wachstumspakt (SWP)

– Nettoinvestitionen des Staates (mindestens 
0,6 % des BIP)

Mit dem Fiskalpakt hat sich die Bundesregierung 
dazu verpflichtet, das staatliche strukturelle Haus-
haltsdefizit  1 nicht über den Wert von 0,5 % des po-
tenziellen BIP anwachsen zu lassen.

Im Rahmen des SWP hat sich die Bundesregie-
rung auch auf die sogenannte 1/20-Regel zum Ab-
bau der Staatsverschuldung verpflichtet, so lange 
diese über 60 % des BIP liegt. Nach dieser Regel 
soll die Schuldenstandsquote ab 2014 jedes Jahr 
um 1/20 der Differenz zwischen der tatsächlichen 
Schuldenstandsquote und der Zielgröße von 60 % 
des BIP verringert werden.

Die öffentlichen Nettoinvestitionen sind vor al-
lem Investitionen in die öffentliche Infrastruktur 
wie Straßen oder Gebäude für Schulen, Universi-
täten, die Verwaltung etc. Die öffentlichen Investi-
tionen spielen im Fiskalpakt und in der Schulden-
bremse keine Rolle, sollten aber bei der Bewertung 
der Nachhaltigkeit der Staatstätigkeit auf jeden Fall 
berücksichtigt werden (Truger 2016). So sollten die 
Nettoinvestitionen jedes Jahr um rund 0,6 % des 
BIP zunehmen (Dullien 2017).

 1 Das strukturelle Haushaltsdefizit ist das um Konjunktur-
einflüsse korrigierte Defizit. Der Wert des tatsächlichen 
Defizits kann von diesem strukturellen Defizit abweichen: 
Liegt etwa in einem konjunkturellen Abschwung das 
tatsächliche BIP stark unter seinem Potenzial, sind rein 
konjunkturbedingt die staatlichen Einnahmen geringer 
und die Ausgaben höher. Bereinigt man hier um den Kon-
junktureinfluss, sind hohe tatsächliche Defizite in einer 
Rezession im Prinzip erlaubt.

Soziale Nachhaltigkeit

Insgesamt drei Indikatoren umfasst das Ziel „Sozia-
le Nachhaltigkeit“:

– Armutsrisikoquote (maximal 12 %)
– Verhältnis der Einkommen der einkommens-

stärksten 20 % zu den einkommensschwächs-
ten 20 % der privaten Haushalte (weniger als 4)

– SchulabgängerInnen ohne Sekundarstufe-II-Ab-
schluss und ohne weitere Ausbildung (weniger 
als 10 %)

Die Armutsrisikoquote ist ein Maß der relativen 
Armut. Demnach gelten diejenigen Haushalte als 
armutsgefährdet, deren bedarfsgewichtetes  2 Ein-
kommen weniger als 60 % des mittleren Einkom-
mens  3 beträgt (Seils 2019). Der Zielwert ist hier 
12 % (Dullien 2017). Noch in den 1990er Jahren lag 
die Armutsgefährdungsquote unter 12 % (Grabka 
und Goebel 2017).

Als Indikator für die Ungleichheit ist das Ver-
hältnis der bedarfsgewichteten Nettoeinkommen 
der reichsten 20 % zu den ärmsten 20 % der pri-
vaten Haushalte geeignet. Dullien (2017) hat einen 
Zielwert von 4 vorgeschlagen. Das heißt, dass die 
reichsten 20 % nicht mehr als das vierfache Ein-
kommen der ärmsten 20 % erhalten sollten.

Der dritte Indikator für das Ziel der sozialen 
Nachhaltigkeit ist der Anteil der frühen Schulab-
gängerInnen. Das sind die 18- bis 24-Jährigen, die 
höchstens die Haupt- bzw. Realschule (Sekundar-
stufe I) erfolgreich beendet, anschließend aber kei-
nen weiteren Schul- oder Ausbildungsabschluss 
erlangt haben. Im Rahmen der Europa 2020-Stra-
tegie hat sich Deutschland das Ziel gesetzt, die 
Quote der Jugendlichen ohne einen weiteren Ab-
schluss auf 10 % zu senken.

 2 Durch die Bedarfsgewichtung sollen unterschiedlich gro-
ße Haushalte vergleichbar gemacht werden. Dabei wird 
zum Beispiel berücksichtigt, dass größere Haushalte pro 
Kopf in der Regel geringere Kosten als kleinere Haushalte 
und jüngere Kinder einen geringeren Bedarf als Erwach-
sene haben.

 3 Auch Medianeinkommen genannt. Dies ist der Wert des 
Einkommens, der genau in der Mitte liegt, wenn alle 
Einkommensbezieher aufsteigend nach der Höhe ihres 
Einkommens geordnet werden.
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DIE ENTWICKLUNG DER 
NACHHALTIGKEIT IN DEUTSCHLAND
Im Folgenden werden die einzelnen Nachhaltig-
keitsdimensionen genauer analysiert und die Ent-
wicklung der Indikatoren erklärt. Dabei wird detail-
liert auf den Zeitraum 2014 bis 2018 eingegangen 
und – soweit die Daten vorhanden sind – auch 
auf das erste Halbjahr 2019. In dieser Zeit haben 
Große Koalitionen zwischen CDU/CSU und SPD re-
giert. Die erste Große Koalition hat ihre Arbeit zwar 
schon im Herbst 2013 begonnen, aber ihre Politik 
konnte erst mit Verzögerung, das heißt frühestens 
ab 2014, zu Ergebnissen führen. Folglich beginnt 
die detaillierte Analyse der Daten erst ab diesem 
Jahr. Die folgenden Abbildungen zeigen allerdings 
auch die Entwicklung der Indikatoren seit 2008, 
denn bei vielen Entwicklungen handelt es sich um 
längerfristige Trends.

Ökologische Nachhaltigkeit

In keinem Bereich der ökologischen Nachhaltigkeit 
hat Deutschland in den Jahren 2014 bis 2018 sei-
ne selbst gesteckten Ziele erreicht. Zwar geht der 
Trend bei Treibhausgasemissionen, Primärenergie-
verbrauch und dem Anteil Erneuerbarer Energien 
in die richtige Richtung, aber die Entwicklung ist 
nicht schnell genug (Abbildung 1a bis 1c). Im Gegen-
satz dazu zeigt bei der Biodiversität nicht mal der 
Trend in die richtige Richtung (Abbildung 1d).

Bei den Treibhausgasemissionen ist der rückläu-
fige Trend nicht ausreichend. Der Klimawandel wird 
vom Bestand der Treibhausgase in der Atmosphäre 
verursacht. Alle positiven Treibhausgas emissionen  1 
erhöhen diesen Bestand. Selbst wenn weniger 
Treibhausgase ausgestoßen werden, erhöht jede 
zusätzlich emittierte Tonne an Treib hausgasen den 
Bestand in der Atmosphäre und führt somit zu ei-
ner stärkeren weltweiten Erwärmung. Deswegen 
müssen die weltweiten Treib haus gas emissionen 
schnellstmöglich auf Null reduziert werden.

Laut der Umweltagentur der UN (UNEP) reichen 
die momentanen Ziele zur Reduktion von Treib-
hausgasemissionen, auf die sich die Staaten in 
Paris verpflichtet haben, jedoch nicht aus, um die 
Erd erwärmung unterhalb von 1,5 bis 2 Grad Celsius 
zu halten (UNEP 2018). Viele Länder müssten ihre 
Ziele sehr viel höher stecken. Erschwerend kommt 
hinzu, dass viele Länder ihre Verpflichtungen nicht 
erfüllen, darunter auch die 28 Mitgliedsländer der 
EU, einschließlich Deutschland.

Bis 2018 hat Deutschland seine Treibhaus-
gasemissionen nur um 31 % reduziert. Um bis 

 1 Dabei sind die Nettotreibhausgasemissionen gemeint, 
also die gesamten Treibhausgasemissionen abzüglich 
derjenigen Treibhausgase, die zum Beispiel in Böden, 
Pflanzen oder den Meeren aufgenommen werden.

Abbildung  1

Ökologische Nachhaltigkeit

a) Treibhausgasemissionen in Mio. Tonnen  
     Kohlenstoffdioxid-Äquivalenten
 

– Treibhausgasemission  –  Zielpfad

b) Primärenergieverbrauch in Petajoule
 

– Primärergieverbrauch –  Zielpfad

c) Anteil der Erneuerbaren Energien am Endenergieverbrauch 
    in %
 

– Anteil Erneuerbarer Energien –  Zielpfad

d) Indikator „Artenvielfalt und Landschaftsqualität“ – „Vogelindex“

– Nationaler Vogelindex –  Ziel

Quellen: BMWi, Umweltbundesamt.
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2020 das Ziel der Bundesregierung zu erreichen, 
die Emissionen um 40 % zu senken, müssten die-
se 2019 und 2020 um jeweils etwa 7 % abnehmen. 
Seit 1990 sind die Emissionen aber nur einmal mit 
dieser Rate gesunken, und zwar in der Wirtschafts-
krise 2009, als die Produktion Deutschlands massiv 
eingebrochen ist.

Warum wurden die Ziele bis 2018 nicht erreicht, 
obwohl Deutschland mit dem Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetz (EEG) den Ausbau der Erneuerbaren 
Energien stark fördert?

Ein Ansatz dafür, dies herauszufinden, ist die 
sogenannte „Kaya-Identität“ (Kaya und Yokobori 
1997): Danach lassen sich die Treibhausgasemissio-
nen als Produkt aus der Treibhausgasintensität des 
Energieverbrauchs, der Energieintensität der realen 
Produktion und des realen BIP darstellen:ieintensität der realen Produktion und des realen BIP darstellen:

𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸 =
𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸

𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸ℎ
×
𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸ℎ

𝐵𝐵𝐵𝐵𝐵𝐵𝐵𝐵𝐵𝐵𝐵𝐵
× 𝐵𝐵𝐵𝐵𝐵𝐵𝐵𝐵𝐵𝐵𝐵𝐵

Die Treibhausgasintensität des Energieverbrauchs (der erste Term nacDie Treibhausgasintensität des Energiever-
brauchs (der erste Term nach dem Gleichheitszei-
chen) zeigt, wie viele Tonnen Treibhausgase pro 
Joule Energie  2 emittiert werden; die Energieinten-
sität der Produktion (der zweite Term) zeigt, wie viel 
Einheiten Energie pro Einheit realer Produktion ge-
nutzt werden.

Die Kaya-Identität zeigt, dass die Treibhausgas-
emissionen auch sinken können, wenn die Produk-
tion steigt. Dafür muss der Energieverbrauch zu im-
mer weniger Emissionen führen und / oder die Pro-
duktion immer weniger Energie verwenden. Das ist 
in Deutschland auch geschehen, so dass sich Emis-
sionsentwicklung und BIP-Wachstum entkoppelt ha-
ben: Während das reale BIP Deutschlands seit 1991 
um 46 % zugenommen hat, sind die Treibhausgas-
emissionen um 31 % gesunken. Dass die Emissionen 
nicht noch stärker und damit zielkonform gesunken 
sind, liegt vor allem daran, dass die Treibhausgasin-
tensität des Energieverbrauchs seit 2006 stagniert.

Wesentlich für diese Stagnation ist die Entwick-
lung der Emissionen in der Industrie und im Verkehr. 
Beide Bereiche hatten 2018 zusammen einen Anteil 
von 42 % der deutschen Treibhausgas emissionen. 
Zwischen 1990 und 2018 sind die Emissionen der 
Industrie zwar mit der gleichen Rate wie die Ge-
samtemissionen gefallen, und zwar um 31 %. Dieser 
Rückgang geht aber vor allem auf den starken Fall 
bis 2002 zurück, der zu großen Teilen an der Wie-
dervereinigung und dem wirtschaftlichen Umbruch 
in den neuen Bundesländern lag (BMU 2019). Seit-
dem gibt es keinen eindeutigen Trend mehr. Zwi-
schen 2014 und 2017 sind die Industrie emissionen 
wegen der guten Industriekonjunktur sogar wieder 
gestiegen und 2018 gingen sie nur wegen der kon-
junkturellen Abkühlung etwas zurück. Sie lagen 
2018 aber wieder so hoch wie im Durchschnitt der 
2000er Jahre.

 2 Hier ist die Primärenergie gemeint.

Dass es seit 2002 zu keinen stärkeren Emissions-
senkungen in der Industrie gekommen ist, dürfte an 
drei Gründen liegen: Erstens waren die Preise für 
Emissionen im Europäischen Emissionshandels-
system (EU-ETS) sehr niedrig und damit war auch 
der Anreiz für Unternehmen mit hohen CO2-Emis-
sionen gering, diese einzusparen. Zweitens haben 
viele Unternehmen, die im internationalen Wett-
bewerb stehen, kostenlos Emissionszertifikate er-
halten. Drittens gibt es viele Ausnahmeregelungen 
für Unternehmen, etwa durch die Verlagerung von 
Produktion und den damit verbundenen Emissio-
nen ins Ausland – das sogenannte „Carbon Leaka-
ge“ (BMU 2019).

Beim Verkehr, der 2018 einen Anteil an den ge-
samten Emissionen von 19 % ausmachte, sind die 
Emissionen seit 1990 mit einem Rückgang von 0,7 % 
sogar so gut wie gar nicht gesunken. Der Großteil 
dieser Emissionen (96 %) entsteht im Straßenverkehr 
(BMU 2019, S. 37). Zwar sind die CO2-Emissionen 
pro Auto seit 1990 gesunken. Dies ist aber durch ein 
höheres Verkehrsaufkommen überkompensiert wor-
den: Zwischen 1991 und 2016 haben im Personen-
verkehr die jährlichen Personenkilometer um 31 % 
zugenommen. Im Güterverkehr sind im gleichen 
Zeitraum die zurückgelegten jährlichen Tonnenkilo-
meter um 71 % gestiegen (BMU 2019).

Die Treibhausgasemissionen der Energiewirt-
schaft – und hier vor allem der Stromversorgung 
– sind zwar seit 1990 etwa um ein Drittel gesunken. 
Der Rückgang hätte aber noch deutlich stärker aus-
fallen können. 2018 entfiel mit insgesamt 36 % im-
mer noch ein hoher Anteil der Stromerzeugung auf 
die besonders emissionsreiche Kohleverbrennung, 
22 % durch Braunkohle und 12 % durch Steinkoh-
le. Dazu kommt, dass ein Teil der in den letzten 
Jahren stark gestiegenen Erneuerbaren Energien 
– 2018 wurden 34 % des deutschen Stroms durch 
Wind, Photovoltaik, Wasserkraft und Biomasse er-
zeugt – nur den Wegfall des ebenfalls CO2-neutra-
len Atomstroms kompensiert hat (Akademieprojekt 
ESYS 2019).

2019 könnte allerdings eine Trendwende bei der 
Kohlenutzung begonnen haben: Im ersten Halbjahr 
ging der Primärenergieverbrauch, der mit Stein- 
und Braunkohle gedeckt wurde, gegenüber dem 
ersten Halbjahr des Vorjahres um kräftige 15,1 % 
bzw. 18,4 % zurück, während der Energieverbrauch 
aus Erneuerbaren Energien um 4 % gestiegen ist 
(AG Energiebilanzen 2019).

Das hat dazu geführt, dass die Treibhausgas-
emissionen der Energiegewinnung aus Kohle um 
etwa 2,7 % im ersten Halbjahr gegenüber dem Ge-
samtjahr 2018 gefallen sind.  3

Wesentlich für den starken Rückgang dürfte der 
hohe Preis für europäische Emissionszertifikate in 

 3 Eigene Berechnungen auf Grundlage der Emissions-
intensität des Primärenergieverbrauchs aus Braun-  
und Steinkohle.



IMK Report Nr. 153, Dezember 2019 Seite 9

Kombination mit steigendenden Kapazitäten zur 
Stromerzeugung aus Erneuerbaren Energien sein. 
Nach Reformen im EU-ETS, die zu einer stärkeren 
Verknappung der Zertifikate geführt haben, ist der 
Preis von CO2-Emissionen seit 2018 stark gestie-
gen. Dies hatte zur Folge, dass das Betreiben von 
Kohlekraftwerken weniger wirtschaftlich wurde. 
Außerdem gab es durch die hohen Kapazitäten der 
Erneuerbaren Energien vergleichsweise günstige 
Alternativen zur Kohleenergie. Die steigenden Prei-
se im ETS haben nicht nur in Deutschland, sondern 
auch in der ganzen EU zu einem starken Rückgang 
der Kohleverstromung geführt. In der EU insge-
samt ist die Stromerzeugung aus Kohle im ersten 
Halbjahr 2019 um 19 % gesunken (Jones 2019).

In Deutschland kommen allerdings noch 
Sonder faktoren dazu, die eventuell nur temporä-
rer Natur sind (Agora Energiewende 2019). So ist 
seit dem Sommer 2018 das Produktionsniveau im 
energieintensiven Verarbeitenden Gewerbe stark 
zurückgegangen. Ein Teil des fallenden Energiever-
brauchs dürfte also auf die sich abschwächende 
Wirtschaftsleistung zurückzuführen sein.

Damit die Erneuerbaren Energien zukünftig noch 
stärker genutzt werden können und die Versorgungs-
sicherheit bei zurückgehender Kohle- und Atomver-
stromung gewährleistet bleibt, sind neben dem wei-
teren Ausbau der Erneuerbaren Energien dringend 
ein Ausbau der Netze sowie Investitionen in Speicher-
technologien notwendig (Stephanos et al. 2019).

Die Reduktion der Treibhausgase und des Ener-
gieverbrauchs ist allerdings nur ein Teil der ökolo-
gischen Nachhaltigkeit. Daneben gibt es auch das 
Ziel der Artenvielfalt und der Landschaftsqualität, 
das mit dem sogenannten „Vogelindex“ gemessen 
wird. Dieser Index stagnierte zwischen 2008 und 
2015, dem letzten Jahr, für das Daten vorliegen. 
Der Wert lag zuletzt bei 70,3 (Abbildung 1d). Der Ziel-
wert von 100, den die Bundesregierung in ihrer na-
tionalen Nachhaltigkeitsstrategie anstrebt, wurde 
also weit verfehlt, und es gibt auch keinen Trend 
dorthin. Diesen Wert hatte der Index noch Mitte 
der 1970er Jahre.

Die wichtigsten Ursachen für die Verschlechte-
rung der Artenvielfalt und der Landschaftsqualität 
sind eine intensive landwirtschaftliche Nutzung, 
die Zerschneidung und Zersiedelung der Land-
schaft (auch durch Windräder für die Gewinnung 
Erneuerbarer Energien), die Versiegelung von Flä-
chen sowie die Belastung der Gewässer durch 
Nährstoffe, Pestizide oder Säurebildner (Wahl et al. 
2015, S. 46–50). Somit nimmt – gemessen am Vo-
gelindex – die Artenvielfalt insgesamt zwar nicht 
weiter ab, stagniert aber deutlich.

Zu einem Ausbau der Biodiversität müssten 
deutlich stärkere Anstrengungen gerade in der 
Landwirtschaft und in der Nutzung der Wälder un-
ternommen werden. Eine zielgenaue Aufforstung 
würde nicht nur dabei helfen, die Artenvielfalt zu 
erhalten, sondern zusätzlich auch CO2 zu binden 
(UNEP 2017).

Insgesamt wird kein Ziel bei der ökologischen 
Nachhaltigkeit erreicht. Zwar nehmen die Treib-
hausgasemissionen und der Primärenergiever-
brauch ab und der Anteil der Erneuerbaren Ener-
gien steigt. Diese Entwicklung ist jedoch nicht 
schnell und stark genug, um die Klimaziele bis 
2020 zu erreichen. Um zur geplanten weitgehen-
den Dekarbonisierung der Wirtschaft im Jahr 2050 
zu gelangen, müssten in Deutschland deutlich 
mehr Anstrengungen unternommen werden. Auch 
um die Artenvielfalt ist es nicht gut bestellt. Hier 
besteht ebenfalls dringender Handlungsbedarf.

Materieller Wohlstand und ökonomische 
Stabilität

Im Gegensatz zur ökologischen Nachhaltigkeit 
hat sich der materielle Wohlstand in Deutschland 
deutlich besser entwickelt (Abbildungen 2a bis 2d). Das 
Wachstum des realen BIP pro Kopf übertraf mit 
durchschnittlich 1,5 % in den Jahren 2014 bis 2018 
den Zielwert von 1,25 %. Auch die Erwerbs tätigkeit 
hat sich sehr positiv entwickelt: Schon 2013 hat 
die Erwerbstätigenquote der 20- bis 64-Jährigen 
den Zielwert von 77 % überschritten und lag seither 
stetig darüber. 2018 lag sie bei 79,9 %. Damit hat 
Deutschland in der EU nach Schweden die zweit-
höchste Beschäftigungsquote (Destatis 2018a). 
Der staatliche und private Konsum pro Kopf hat 
mit durchschnittlich 1,25 % zugenommen und lag 
genau auf dem Zielwert.

Das Ziel zum Leistungsbilanzüberschuss wurde 
allerdings nicht erreicht: Der Überschuss lag wei-
terhin deutlich über der Zielmarke von 6 % des BIP. 
Seinen Höchstwert erreichte er mit 8,6 % im Jahr 
2015. Seitdem ist er zwar leicht gesunken, lag 2018 
aber immer noch bei 7,3 %.

Wie kamen diese Entwicklungen zustande? Das 
durchschnittliche BIP-Wachstum war 2014 bis 
2018 höher als das durchschnittliche Wachstum 
in Deutschland zwischen 1991 und der Finanzkrise 
2008/09. Darüber hinaus war es sehr viel stärker 
von der Binnenwirtschaft getrieben und damit we-
niger exportabhängig als noch in der ersten Hälfte 
der 2000er Jahre.

Das Wachstum des privaten und staatlichen 
Konsums pro Kopf war etwas höher als das durch-
schnittliche Konsumwachstum in Deutschland vor 
der Krise (also zwischen 1991 und 2007). Beson-
ders der staatliche Konsum (der etwa ein Viertel 
des gesamten Konsums ausmacht) hat sich deut-
lich besser entwickelt als in der Phase vor der Krise. 
Die starke Austeritätspolitik der frühen 2000er Jah-
re ist damit zu großen Teilen überwunden – außer 
bei den öffentlichen Investitionen, die sich weiter-
hin viel zu schwach entwickeln (siehe Abschnitt zur 
Nachhaltigkeit der Staatstätigkeit und -finanzen).

Darüber hinaus wird der private Konsum nun 
nicht mehr durch eine schwache Lohnentwicklung 
zurückgehalten: Zwischen 2014 und 2018 nahmen 
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die Reallöhne  4 pro Kopf im Schnitt um 1,7 % zu. In 
der langen Phase der Lohnstagnation zwischen 
1991 und 2007 waren es im Durchschnitt nur 0,4 % 
gewesen.

Die sehr gute Entwicklung der Erwerbstätigkeit 
in den letzten Jahren ist nicht allein auf das gute 
Wirtschaftswachstum zurückzuführen. Beigetra-
gen hat auch die geringe Zunahme der Stunden-
produktivität: Wenn das BIP – die Summe der pro-
duzierten Waren und Dienstleistungen – zunimmt, 
die Produktivität aber nicht, so steigt die Beschäf-
tigung aufgrund einer höheren Nachfrage nach 
Arbeitskräften.

Warum die Arbeitsproduktivität mit so gerin-
gen Raten zunimmt, wird stark diskutiert (Weber 
et al. 2017). Ein wichtiger Grund für die sinken-
den Zuwachsraten dürfte der steigende Anteil der 
Dienstleistungen an der Wertschöpfung sein. Bei 
Dienstleistungen sind die Produktivitätsfortschritte 
deutlich geringer als in der Industrie, so dass ihr 
steigendes Gewicht zunehmend stärker die Pro-
duktivitätswachstumsraten der Gesamtwirtschaft 
bestimmt (Hartwig / Krämer 2017, Reuter 2018).

Die wieder steigenden Reallöhne der vergange-
nen Jahre haben dem Beschäftigungsaufbau kei-
nen Abbruch getan. Insbesondere vor der Einfüh-
rung des Mindestlohnes zum 1. Januar 2015 hatten 
noch viele ÖkonomInnen davor gewarnt, dass der 
Mindestlohn zu negativen Beschäftigungseffekten 
führen würde (siehe etwa SVR 2014, S. 286 ff.). Das 
ist nicht eingetreten, im Gegenteil. Die Beschäfti-
gung hat seitdem stark zugenommen, und auch 
ihre Qualität hat sich verbessert: Einer starken Ab-
nahme der ausschließlich geringfügigen Beschäfti-
gung steht ein kräftiger Aufbau der sozialversiche-
rungspflichten Beschäftigung gegenüber (Mindest-
lohnkommission 2018).

Das sehr hohe Beschäftigungsniveau dürfte da-
rüber hinaus darauf zurückzuführen sein, dass im 
letzten großen Abschwung infolge der weltweiten 
Finanzkrise 2008/2009 die Beschäftigung nicht 
einbrach. Damals wurde besonders die Arbeitszeit 
massiv verringert, so dass kaum Beschäftigte ent-
lassen wurden (Herzog-Stein et al. 2018). Weil in 
der Rezession der Abbau von Beschäftigung aus-
blieb, konnte sich der Beschäftigungsaufbau nach 
der Krise ungebrochen fortsetzen.

Obwohl die Binnenwirtschaft für die deutsche 
Wirtschaftsleistung mittlerweile sehr viel bedeut-
samer ist als noch in den 2000er Jahren (Horn 
et al. 2017a), haben sich die Importe nicht so stark 
erhöht, dass damit der deutsche Handels- und 
Leistungsbilanzüberschuss wesentlich abgebaut 
werden konnte. Zwar ist der Überschuss seit 2015 
stetig gefallen, von 8,6 % 2015 auf 7,3 % 2018. Er 
liegt damit aber weiterhin deutlich über dem Wert 
von 6 %, auf den sich Deutschland im Rahmen der 

 4 Bruttolöhne und -gehälter pro ArbeitnehmerIn, preisberei-
nigt mit dem Deflator des privaten Konsums.

Abbildung 2

Materieller Wohlstand und ökonomische Nachhaltigkeit

a) Wachstumsrate des realen BIP pro Kopf, in %

– Wachstumsrate  – Ziel

b) Wachstumsrate des privaten und öffentlichen 
    Konsums pro Kopf, in %

– Wachstumsrate  – Ziel

c) Erwerbstätigenquote der 20- bis 64-Jährigen 
    in % der Bevölkerung im gleichen Alter

– Erwerbstätigenquote – Ziel

d) Leistungsbilanzsaldo, in % des BIP

– Leistungsbilanzsaldo – Obergrenze

Quellen: Statistisches Bundesamt; Eurostat;  
Deutsche Bundesbank; Berechnungen des IMK.

76,571 mm = 3-spaltig - 2 Grafiken & 3-spaltig untereinander
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europäischen Abmachungen verpflichtet hat (Abbil-
dung 2d).

In der Überprüfung makroökonomischer Un-
gleichgewichte verlangt die Europäische Kommis-
sion (2019) deswegen von Deutschland deutlich 
stärkere Anstrengungen, den Überschuss zu re-
duzieren. Unter anderem fordert die Europäische 
Kommission eine weitere Stärkung der Binnenwirt-
schaft (Konsum sowie öffentliche und private In-
vestitionen und eine stärkere Steigerung der Real-
löhne), um die Importe zu erhöhen und darüber die 
Exportüberschüsse zu reduzieren.

Die Bundesregierung (BMWi 2018) vertritt hinge-
gen die Meinung, dass sie die Überschüsse nur we-
nig ändern könne, da diese vor allem von privaten 
Marktkräften bestimmt seien. Dazu gehören der 
günstige Euro-Wechselkurs (der die Exporte stärkt) 
und die niedrigen Ölpreise (die den Wert der Im-
porte verringern und damit für sich genommen den 
Exportüberschuss stärken).

Insgesamt haben sich der materielle Wohlstand 
und die ökonomische Stabilität positiv entwickelt: 
Das BIP-Wachstum pro Kopf entwickelte sich 
im Durchschnitt besser als das Ziel und der Kon-
sum pro Kopf genau dem Ziel entsprechend. Die 
Beschäftigung hat stark zugenommen und liegt 
auf einem einmalig hohen Niveau. Der Leistungs-
bilanzüberschuss ist allerdings weiterhin zu hoch. 
Das wirkt sowohl ökonomisch als auch politisch 
destabilisierend auf die Weltwirtschaft.

Nach mittlerweile zehn Jahren Aufschwung ha-
ben sich die wirtschaftlichen Aussichten zuletzt 
aller dings deutlich eingetrübt. Seit dem Sommer 
2018 ist die Industrieproduktion rückläufig und im 
zweiten Quartal 2019 war auch das bis dahin durch 
den Konsum und Bau stabilisierte Wirtschafts-
wachstum leicht negativ. Die stärkere Binnenwirt-
schaft konnte die Krise in der Industrie kompensie-
ren und damit bislang einen Abschwung verhin-
dern. Dieser wäre schneller gekommen, wenn sich 
Deutschlands Binnenwirtschaft nicht so robust 
entwickelt hätte. Aber eine Krise der Indus trie wird 
sich mit hoher Wahrscheinlichkeit auch negativ auf 
die Binnenwirtschaft auswirken. Wenn Arbeitneh-
merInnen entlassen werden, droht auch die Nach-
frage nach Dienstleistungen und Bauten zurückzu-
gehen. Deswegen wäre es jetzt geboten, mit einer 
aktiven Fiskalpolitik dem Abschwung entgegenzu-
wirken (Dullien 2019).

Aber hat der Staat die fiskalischen Möglich-
keiten, eine solche Politik zu verfolgen, ohne das 
im Neuen Magischen Viereck verankerte Ziel der 
Nachhaltigkeit der Staatstätigkeit und der Staatsfi-
nanzen zu gefährden? Dieser Frage wird im nächs-
ten Abschnitt nachgegangen.

Nachhaltigkeit der Staatstätigkeit und der 
Staatsfinanzen

Tatsächlich ist der deutsche Staat in einer sehr 
guten finanziellen Verfassung (Abbildung 3a bis 3c): 
Seit 2013 verzeichnet der Gesamtstaat strukturel-
le Haushaltsüberschüsse (Abbildung 3a), 2018 mit 
einem Höchstwert von 1,4 % des potenziellen BIP. 
Die Staatsschuldenquote (Abbildung 3b) hat seit 2012 
stetig abgenommen und lag 2018 bei 61,9 %.

Die gesamtstaatlichen Nettoinvestitionen (Abbil-
dung 3c) haben sich dagegen weniger positiv entwi-

Abbildung 3

Nachhaltigkeit der Staatstätigkeit und der Staatsfinanzen

a) Struktureller Haushaltssaldo des Gesamtstaates in %  
    des potenziellen BIP

– Struktureller Haushaltssaldo  – Ziel

b) Gesamtverschuldung des Staates in % des BIP 

– Schuldenstand      –  Obergrenze     – Zielpfad 1/20-Regel

c) Nettoinvestitionen des Gesamtstaates in % des BIP 

– Nettoinvestitionen  – Ziel 

Quelle: AMECO Datenbank.
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ckelt. Sie liegen weiterhin deutlich unter der Ziel-
marke von 0,6 % des BIP. Zwischen 2012 und 2015 
waren sie negativ, 2016 stagnierten sie und erst 
2017 und 2018 waren sie wieder (leicht) positiv.

Wie ist diese Entwicklung zu erklären? Die Über-
schüsse im Haushalt des Gesamtstaates (Bund, 
Länder und Kommunen) der vergangenen Jahre 
lassen sich maßgeblich auf zwei Faktoren zurück-
führen: Erstens entwickelten sich die Steuer- und 
Beitragseinnahmen infolge der hohen Beschäf-
tigung und der stärker wachsenden Binnenwirt-
schaft überdurchschnittlich (Rietzler et al. 2018). 
Das ermöglichte dem Staat eine deutliche Reduzie-
rung der Defizite, ohne dass er die Ausgaben sen-
ken musste. Das zeigt, welche Vorteile eine robuste 
Binnenwirtschaft mit einer guten Lohnentwicklung 
bringt: Dadurch wurde nicht nur Deutschlands 
materieller Wohlstand gestützt, sondern auch die 
finanzielle Situation des Staates.

Zweitens war der Zinsdienst sehr niedrig, den 
der Staat für seine Verschuldung zu zahlen hat. Das 
ist zum einen die Folge von Deutschlands Status 
als sicherer Hafen in der Eurokrise und zum an-
deren der Aufkäufe von Staatsanleihen durch die 
Euro päische Zentralbank (EZB), die damit die lang-
fristigen Zinsen gesenkt hat. Der deutsche Staat ist 
ein Profiteur der Niedrigzinspolitik der EZB.

Die gleichen Faktoren haben auch zur Senkung 
der Staatsschuldenquote geführt. Diese stieg zwar 
besonders wegen der Rekapitalisierung des deut-
schen Finanzsektors in der Finanzkrise 2010 auf ei-
nen Höchstwert von 82,4 % des BIP (Eurostat 2018). 
Seit 2012 nimmt sie aber stetig ab und hält den 
Zielpfad der Reduktion von 1/20 der Differenz zwi-
schen den vorgegebenen 60 % und dem tatsächli-
chen Wert mit großem Abstand ein. Im Jahr 2018 
lag die Quote bei 61,9 % (Abbildung 3b).

Dem Rückgang der Defizitquote und des Schul-
denstandes steht allerdings der Substanzverlust 
des öffentlichen Kapitalstocks gegenüber. Im 
gesamten betrachteten Zeitraum lagen die öf-
fentlichen Investitionen weit unter dem Zielwert 
von 0,6 % des BIP (Abbildung 3c). Nach fünf Jahren 
Schrumpfung und Stagnation sind die öffentlichen 
Nettoinvestitionen 2017 und 2018 zwar wieder ge-
stiegen. Aber dieser Anstieg ist zu gering, um den 
starken Verfall des Kapitalstocks in der Vergangen-
heit zu kompensieren.

Der Verfall der öffentlichen Infrastruktur findet 
vor allem in den Kommunen statt. Deren Netto-
investitionen sind seit 2003 durchgängig negativ. 
Das bedeutet, dass die öffentliche Infrastruktur 
verfällt. Die leicht positiven Nettoinvestitionen des 
Gesamtstaates 2017 und 2018 sind auf die etwas 
höheren Investitionen des Bundes und der Länder 
zurückzuführen. Der kommunale Kapitalstock hat 
auch 2018 weiter an Wert verloren, und zwar in 
Höhe von 0,1 % des BIP. Die Kommunen verwalten 
etwa mit den kommunalen Straßen, Schulen oder 
Kindergärten den größten Bestand der öffentli-
chen Infrastruktur. Der Verfall der Infrastruktur dort 

macht sich also besonders schmerzlich im Alltag 
der Menschen bemerkbar.

In ihrer jährlichen Befragung von Kommunen hat 
die Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) für 2018 
einen Investitionsrückstand von 138 Mrd. Euro 
festgestellt, besonders bei Straßen und Schulen so-
wie Verwaltungsgebäuden. Obwohl sich die finan-
zielle Lage vieler Kommunen gebessert hat, gibt es 
starke regionale Unterschiede, so dass Kommu-
nen gerade in strukturschwachen Regionen große 
Schwierigkeiten haben, ihre Infrastruktur instand 
zu halten (KfW 2019).

Durch die Übererfüllung der Defizit- und Schul-
denkriterien hätte der Staat jetzt genug fiskalischen 
Spielraum, um die öffentlichen Investitionen wie-
der deutlich zu erhöhen. Das betont besonders die 
Europäische Kommission (2019, S. 4). Wie das IMK 
(siehe Horn et al. 2017b) fordert auch die Europäi-
sche Kommission insgesamt eine stärker expansive 
Fiskalpolitik mit höheren Investitionen in Infrastruk-
tur, Bildung und Wohnen, um die deutsche Binnen-
wirtschaft und damit auch die Importe zum Abbau 
der Leistungsbilanzüberschüsse zu stärken.

Die Bundesregierung hat seit 2013 zwar ver-
stärkt Investitionsmittel für Länder und Kommunen 
bereitgestellt und sie bei Sozialleistungen entlastet 
(BMWi 2019, S. 18). Dass die Netto investitionen 
der Kommunen aber weiterhin negativ sind, macht 
deutlich, dass die Mittel nicht ausreichen (EU-Kom-
mission 2019, S. 62).

Insgesamt ergibt sich somit ein gemischtes Bild: 
Der Staatshaushalt ist zwar in einer guten Verfas-
sung, weil die staatlichen Haushalte Überschüsse 
verzeichnen und die öffentliche Schuldenquote ab-
nimmt. Allerdings sind die öffentlichen Nettoinves-
titionen, insbesondere auf kommunaler Ebene, zu 
gering. 

Zur Bekämpfung einer möglichen Rezession 
bietet diese Ausgangslage aber Chancen: der fis-
kalische Raum ist vorhanden, um die Investitions-
ausgaben deutlich zu erhöhen, wie es die Bundes-
regierung schon in der Weltfinanzkrise 2009 getan 
hat. Hinzu kommt, dass die Zinsen mittlerweile so 
stark gesunken sind, dass sich der Staat zinslos 
verschulden kann.

Erschwerend für eine schnelle Steigerung der 
Investitionen ist allerdings, dass viele Kommunen 
ihre geplanten Investitionen wegen Kapazitätseng-
pässen in der Verwaltung und in der Bauwirtschaft 
nicht umsetzen können (KfW 2019). Der Investi-
tionsbedarf ist so groß, dass es nicht ausreichen 
wird, die Investitionsmittel nur kurzfristig zur Re-
zessionsbekämpfung einzusetzen. Um die Infra-
struktur langfristig auszubauen, brauchen Bauwirt-
schaft und Kommunen die Gewissheit, dass neu 
aufzubauende Kapazitäten auch langfristig genutzt 
werden. Sonst besteht die Gefahr, dass eine hö-
here Nachfrage nach Investitionen nur zu höheren 
Preisen für Investitionsgüter führt.

Um die öffentliche Investitionstätigkeit nicht 
nur zu erhöhen, sondern auch auf höherem Ni-
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veau zu verstetigen, wäre etwa die Einführung 
einer „Goldenen Regel“ der Staatsfinanzen gebo-
ten (SVR 2007, Truger 2016). Nach einer solchen 
Regel könnte sich der Staat in Höhe der öffentli-
chen Netto investitionen verschulden. Dem Nach-
haltigkeitsprinzip entsprechend sollten zukünftige 
Generationen über Zinszahlungen an der Finanzie-
rung von heutigen Investitionen beteiligt werden, 
weil auch sie von diesen Investitionen profitieren. 
Die momentanen Schuldenregeln – die deutsche 
Schuldenbremse sowie der europäische Fiskalpakt 
– machen bei der staatlichen Verschuldung keine 
Ausnahmen für öffentliche Investitionen.

Soziale Nachhaltigkeit

Das Wirtschaftswachstum lag in der vergange-
nen Dekade über dem Zielwert, die Beschäftigung 
ist auf einem Rekordniveau und die Finanzlage 
des Staates ist ebenfalls sehr gut. Der lange Auf-
schwung hat aber nur wenig dazu beigetragen, 
die soziale Nachhaltigkeit zu stärken. In keinem 
Bereich sind die Ziele erreicht worden (Abbildung 
4a bis 4c): Die Armutsrisikoquote lag im gesamten 
Zeitraum deutlich oberhalb des Zielwertes von 12 %. 
Die Einkommensverteilung zwischen den reichs-
ten und den ärmsten 20 % der privaten Haushalte 
blieb deutlich oberhalb des Zielwertes von 4 und 
die Ausbildungssituation junger Menschen hat sich 
seit den frühen 2000er Jahren zwar verbessert, 
verfehlt aber dennoch (knapp) das Ziel, das sich die 
Bundesregierung gesetzt hat.

Trotz der stark steigenden Beschäftigung und 
auch der vergleichsweise kräftigen Zunahme der 
Reallöhne ist die Armutsrisikoquote zwischen 2014 
und 2018 nicht zurückgegangen. Sie lag 2018 mit 
15,5 % etwa genauso hoch wie im Jahr 2014 (Ab-
bildung 4a). Das dürfte aber zu großen Teilen auf die 
Zuwanderung zurückzuführen sein: Durch die hohe 
Migration besonders seit 2015 ist der Anteil von 
in Deutschland lebenden Ausländern (Menschen 
ohne deutsche Staatsangehörigkeit) zwischen 2014 
und 2018 kräftig von 9,3 % auf 12,2 % gestiegen 
(Destatis 2018b). Die Armutsquote von Menschen 
mit deutscher Staatsangehörigkeit ist in dieser Zeit 
von 13,7 % auf 12,8 % gesunken, die Armutsrisiko-
quote von Ausländern aber von 32,5 % auf 34,8 % 
gestiegen. 

Die Erhöhung der Armutsrisikoquote von Aus-
ländern dürfte vor allem auf die hohe Zahl an 
Flüchtlingen zurückzuführen sein: Beispielsweise 
erhielten 81,9 % der Syrer und 70,2 % der Iraker ein 
Einkommen unterhalb dieser Schwelle (Seils und 
Höhne 2017). Das heißt, ohne die hohe Migration 
der vergangenen Jahre wäre die Armutsrisikoquote 
gesunken.

Der 2015 eingeführte Mindestlohn scheint für 
sich genommen bis jetzt keine spürbaren Auswir-
kungen auf die Armutsrisikoquote gehabt zu haben. 
Die Armutsgefährdungsquote der Erwerbstätigen 

lag 2014, also im Vorjahr der Mindestlohneinfüh-
rung, bei 7,5 % und 2018 fast unverändert bei 7,6 %. 
Der Anteil der LohneinkommensbezieherInnen mit 
sehr niedrigen Stundenlöhnen ist zwar deutlich 
zurückgegangen. 2014 erhielten noch vier Millio-
nen Menschen einen Stundenlohn von weniger als 
8,50 Euro, 2015 nur noch 1,4 Millionen Menschen 
(Mindestlohnkommission 2016, S. 49–52). Aber die 
Zahl der gearbeiteten Stunden der Mindestlohn-
bezieherInnen hat sich vielfach verringert, so dass 
sich die für die Armutsquote wesentlichen Monats- 
und Jahresverdienste kaum verändert haben (Grab-
ka und Schröder 2018).

Die Armutsrisikoquote der RentnerInnen und 
PensionärInnen hat sich zwischen 2014 und 2018 
leicht erhöht, von 15,6 % auf 16,1 %. Damit liegt sie 
aber auf einem sehr viel höheren Niveau als noch 

Abbildung 4

Soziale Nachhaltigkeit

a) Armutsrisikoquote in % der Bevölkerung 

– Armutsrisikoquote  – Ziel

b) Verhältnis der verfügbaren Einkommen der reichsten 20 % 
    der Haushalte zu den ärmsten 20 %

– 80/20 Einkommen                – Ziel

c) Anteil der 18- bis 24-Jährigen ohne Sek-II-Abschluss oder  
    weitere Ausbildung, in % 

– Anteil     – Ziel 

Quellen: Mikrozensus; EU SILC.
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in den 2000er Jahren. 2005 lag sie noch bei 10,7 %. 
Hier dürften unter anderem die Rentenreformen der 
2000er Jahre mit der Absenkung des Sicherungs-
niveaus der Rente sowie die hohe Arbeitslosigkeit 
dieser Zeit wirken. Da der Anteil der Haushalte mit 
niedrigen Arbeitseinkommen gestiegen ist, wird mit 
hoher Wahrscheinlichkeit auch der Anteil von ge-
ringen Renten immer höher, wenn die jetzt aktiven 
Jahrgänge in die Rente gehen. Ohne Änderungen 
des Rentensystems ist damit ein deutlicher Anstieg 
der Altersarmut sehr wahrscheinlich (Blank 2017; 
Blank und Türk 2017). Dazu kommt die generelle Ab-
senkung der Rentenersatzleistung für alle Einkom-
mensgruppen: Nach OECD-Berechnungen wird die 
durchschnittliche Nettoeinkommensersatzrate der 
Rente bei Menschen, die 2017 anfangen zu arbeiten, 
in Deutschland bei nur 55 % liegen, während sie im 
OECD-Schnitt mit 75 % weit höher liegt (OECD 2017).

Die Ungleichheit der Haushaltseinkommen zwi-
schen den einkommensstärksten 20 % und den 
einkommensschwächsten 20 % hat sich zwischen 
2014 und 2017 (dem letzten Jahr, zu dem Daten 
vorliegen) verschlechtert (Abbildung 4b): 2014 ver-
fügten die reichsten 20 % über das 4,8-fache Ein-
kommen der ärmsten 20 %. Bis 2017 ist dieses Ver-
hältnis auf den Wert 5,1 gestiegen. Das liegt deut-
lich über dem Zielwert von 4. 

Die Quote der frühen Schulabgänger hat sich 
zwar seit 2008 positiv entwickelt (Abbildung 4c), lag 
aber 2018 mit 10,3 % wieder etwas oberhalb des Ziel-
wertes von 10 %. 2008 lag sie noch bei 11,8 %. Per-
sonen ohne Sekundarstufe II-Abschluss und ohne 
weitere Ausbildung sind deutlich stärker von Arbeits-
losigkeit und Armut betroffen als Personen mit ei-
nem Abschluss. Allerdings gibt es hier Unterschiede: 
Junge Menschen, die nicht in Deutschland geboren 
wurden, sowie Menschen mit Behinderungen haben 
eine deutlich höhere Wahrscheinlichkeit, früh die 
Schule zu verlassen (EU-Kommission 2019, S. 58).

Insgesamt hat die Armutsrisikoquote nicht abge-
nommen. Das ist zum größten Teil auf die steigen-
de Zuwanderung zurückzuführen. Unter deutschen 
StaatsbürgerInnen hat die Armutsrisikoquote abge-
nommen. Der Abstand zwischen hohen und niedri-
gen Einkommen hat zugenommen. Positiv zu ver-
zeichnen ist zwar, dass immer weniger Jugendliche 
die Schule ohne einen weitergehenden Abschluss 
verlassen, aber es sind immer noch mehr als sich 
die Bundesregierung zum Ziel gesetzt hat. Wie bei 
der ökologischen Nachhaltigkeit, so bleibt auch bei 
der sozialen Nachhaltigkeit viel zu tun.

FAZIT

Deutschland steht in Sachen Nachhaltigkeit vor 
großen Herausforderungen: Besonders in der Kli-
mapolitik gibt es großen Handlungsbedarf, da die 
Treib haus gas emissionen schnell auf Null reduziert 

werden müssen. Die Entwicklung geht hier zwar 
in die richtige Richtung, aber sie ist noch nicht 
schnell genug. Die Bundesregierung hat mit ih-
rem Klimapaket einen wichtigen Entwurf vorgelegt 
(Bundesregierung 2019), der aber auch bei voller 
Umsetzung mit hoher Wahrscheinlichkeit nicht 
ausreichen wird, die selbst gesteckten Klimaziele 
zu erreichen (Potsdam-Institut für Klimafolgenfor-
schung 2019).

Auch die soziale Nachhaltigkeit ist noch stark 
verbesserungswürdig. Nicht zuletzt, um Legitimi-
tät für das politische und wirtschaftliche System 
Deutschlands (wieder-)zuerlangen, ist ein Abbau 
der Armutsgefährdung geboten.

Der konjunkturelle Abschwung stellt darüber 
hinaus die Nachhaltigkeit der bis jetzt guten wirt-
schaftlichen Entwicklung sowie der Staatsfinan-
zen in Frage: Niedrigeres Wachstum oder gar ein 
Schrumpfen des BIP bedrohen die gute Beschäfti-
gungs- und Lohnentwicklung und damit auch die 
Einnahmen des Staates.

Ein Rückgang des BIP würde zwar über den ver-
ringerten Energieverbrauch auch zu einem Sinken 
der Treibhausgasemissionen führen, wie das etwa 
in der Krise 2009 zu beobachten war. Allerdings 
kann eine Rezession langfristig auch negative Wir-
kungen auf den Klimawandel haben: Ein Großteil 
der Investitionen in Erneuerbare Energien sowie 
die damit verbundene Infrastruktur wird privat 
durchgeführt. Nehmen die Erträge der Energie-
unternehmen durch eine Wirtschaftskrise ab, so 
sinken ohne staatliche Stützung auch die Investiti-
onen, was dazu führen kann, dass die zukünftigen 
Kapazitäten zur Energieerzeugung kleiner sind als 
sie sonst gewesen wären. Eyraud et al. (2013) fin-
den heraus, dass Wirtschaftswachstum positiv mit 
Investitionen in Erneuerbare Energien korreliert ist.

Somit ist eine Finanzpolitik gefragt, die die gute 
finanzielle Lage des Staates sowie die im Moment 
historisch niedrigen Zinsen nutzt, um ein schnelles, 
aber auch auf die lange Sicht angelegtes Investiti-
onsprogramm aufzulegen. Das hätte die positiven 
Effekte, Wachstum und Beschäftigung zu sichern, 
die marode Infrastruktur zu modernisieren und die 
Energiewende voranzubringen (Dullien 2019).

Darüber hinaus wäre es aber auch notwendig, 
aktiver die soziale Ungleichheit – und hier vor allem 
die Armutsquote – zu reduzieren. Denn soziale Un-
gleichheit verfestigt sich, wenn sie nicht aktiv be-
kämpft wird. Die soziale Mobilität hat in Deutsch-
land in den letzten Jahrzehnten stark abgenommen, 
so dass die Kinder ärmerer Familien verstärkt arm 
bleiben und die reicherer Familien reich (Spanna-
gel 2016). Wie der letzte Aufschwung gezeigt hat, 
ist Wachstum eine Bedingung dafür, dass die Un-
gleichheit nicht weiter steigt. So hat die Armuts-
quote vor allem in der langen Stagnation zwischen 
2000 und 2005 stark zugenommen und stagniert 
seitdem auf hohem Niveau. Aber Wachstum und 
hohe Beschäftigung allein reichen nicht aus.
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